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3. a) Erfinder im  Sinne von § 37 Abs. 1 PatG kann nur eine na-
11. VI. 24 cürliche Person sein. Ein maschinelles, aus H ard- oder Soft-
X  ZB 5/22 w äre bestehendes System  kann auch dann nicht als Erfinder

benannt w erden, wenn es über Funktionen künstlicher Intel­
ligenz verfügt.
b) D ie Benennung einer natürlichen Person als Erfinder ist 
auch dann m öglich und erforderlich , wenn zum  Auffinden der 
beanspruchten technischen Lehre ein System  mit künstlicher 
Intelligenz eingesetzt w orden ist.
c) D ie Benennung einer natürlichen Person als Erfinder im 
dafür vorgesehenen am dichen Form ular genügt nicht den 
Anforderungen aus § 37 Abs. 1 PatG , w enn zugleich bean­
tragt w ird , die Beschreibung um den H inw eis zu ergänzen, 
die Erfindung sei durch eine künstliche Intelligenz generiert 
oder geschaffen worden.
d ) Die Ergänzung einer hi nreichend deutlichen Erfinderbenen­
nung um die Angabe, der Erfinder habe eine näher bezeichnete 
künstliche Intelligenz zu r Generierung der Erfindung veran­
lasst, ist rechtlich unerheblich und rcchtfertigt nicht die Zurück­
weisung der A nm eldung nach § 42 Abs. 3 PatG . (»D A BU S«) 78

4. a) N ach dem seit dem  1. D ezem ber 2020 geltenden Woh-
5. VII. 24 nungseigentum srecht haben die W ohnungseigenrüm er die
V ZR 241/23 Kompetenz, Entscheidungen überd ic  V erwaltung und Benut­

zung des gem einschaftlichen Eigentums au f den Verwalter zu 
delegieren.
b) Im H inblick auf eine Erhaltungsm aßnahm e w ird  eine De­
legation regelm äßig jedenfalls dann ordnungsm äßiger Verwal­
tung entsprechen, w enn die W ohnungseigentüm er selbst die 
grundlegende Entscheidung über deren Vornahme getroffen 
haben und der Verw alter nur über die A usführung im  E inzel­
nen entscheiden soll.
c) D ie O rdnungsm äßigkeit des Beschlusses über eine Kom­
petenzverlagerung auf den Verwalter setzt n icht voraus, dass 
in dem Beschluss zugleich ausdrücklich ein für den Verwalter 
verb indlicher Entscheidungsm aßstab vorgegeben w ird ............  90

5. Nach Inkrafttreten des W ohnungseigentum sm odernisie-
5. VII. 24 rungsgesetzes zum 1. Dezember 2020 bestehen Ansprüche
V ZR 34/24 des einzelnen W ohnungseigentüm ers w egen der Verletzung

von Pflichten des Verwalters aus dem zw ischen diesem und 
der Gem einschaft der W ohnungseigentüm er geschlossenen 
Vertrag nur gegenüber der Gemeinschaft. D er zwischen der 
Gem einschaft der W ohnungseigenrüm er und dem Verwalter 
geschlossene Vertrag entfaltet keine drittschützende W irkung 
zugunsten des einzelnen W ohnungseigentüm ers.........................  98



6 .
9. VII. 24 
X IZ R  44/23

7.
23. V n . 24 
II ZR 206/22

a) D ie von der Deutschen Bundesbank veröffendichce Zeitreihe 
der Umlaufsrenditen börsennotierter Bundeswertpapiere mit 
Restlaufzeiten von über 8 bis 15 Jahren mit der Bezeichnung BB- 
SIS .M .I.U M R.R D .E U R.S1311 .B .A 604.R0815.R. A. A._Z._Z.A 
(ehemalige Zeitreihe W U9554) genügt den Anforderungen, die 
nach der Senatsrechtsprechung im Rahm en der ergänzenden 
Vertragsauslegung nach §§ 133, 157 BGB an den Referenzzins 
für die variable Verzinsung von Prämiensparverträgen zu stellen 
sind.
b) D er Referenzzins für Präm iensparverträge ist nicht nach 
der M ethode gleitender D urchschnitte zu berechnen.
c) Zur Verjährung von Ansprüchen auf Zahlung w eite rer 
variab ler Zinsen aus Präm iensparverträgen nach § 199 Abs. I
Nr. 2 BG B......................................................................................................... 107

a) Die Teilaufnahme eines nach § 240 ZPO  unterbrochenen 
Rechtsstreits ist trotz Gefahr einander w idersprechender 
Entscheidungen in Bezug auf den aufgenom menen Teil des 
Rechtsstreits und den nicht aufgenom menen Teil jedenfalls 
dann m öglich, wenn sich der G läubiger durch eine entspre­
chende A nm eldung zur Tabelle zu einer auf den aufgenom ­
menen Teil beschränkten Rechtsverfolgung im eröffneten 
Verfahren entschieden hat.
b) D er aus dem Am t ausgeschiedene G eschäftsführer haftet
gem äß § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 15a InsO  grundsätzlich 
auch für Schäden von N eugläubigern , die erst nach seinem  
Ausscheiden in vertragliche Beziehungen zu der G esellschaft 
getreten sind, w enn die durch seine Antragspflichtverletzung 
geschaffene verschleppungsbedingte Gefahrenlage im Zeit­
punkt der Schadensentstehung noch fortbesteht..........................  127
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